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Anlage 28.
(Drucksachen« Nr. 29.)

Bericht und Anttag
des Provinzialausschusses,

betreffend

die Tarifsätzeder von den Armenverbändenzn erstattendenArmenvstegekosten.

1. Barissätze für die ordentliche Armenpflege auf Orund des Oesetzes
' 6. Juni 1870.

"«"" 3ft7MaI^9tt8.

Nach § 80 des Neides über den "nt^^hB^ ^
der einen nicht ortsangehörigen H«fsbedürft:gm nnterstntzt hat e mch^
Erstatt»»«,der a»fgewe»dete» Koste» gegen dm Ortsar.ne» er a^ m^e d ^ .l°^ ,^
Unterstiltznngswohnsitz hat. oder, ^er H. f^ in vielen
hat. gegen den Landarmenverband. Jedoch hat der ^"statümgspftuyng y^erstützung

Men nicht die gesamten anfgewendeten Kosten ^"^^H^/m w^ ^^,^^
entstandenen sogenannten „Iudividual- oder Spezlallosten mcht aver me , ^ ^ ^ ^ ^
kche» (sog. GeueraUosteu)der Arme»a»stalte». Krauke.chau er >ch. " "^ ^^^^ungswohnsitz
>».d § 35 des preußischen Ausführungsgesetzeszum Rnch g° che ^ ^ ^ tz g ^ ^
kann bei hänsiger vorto».».e»de»A»fwendungen.z. B ^?^!" ° mK au m ° I.,.^..
d°r Betrag de von den Armenverbäudenzu crstatt°ude>. Iudw.dnallostm vom ^
durch ei»e» Tarif festgesetzt werden. De.neutsprecheud war 'sh« n Pre 'N K ft de 1^^^
tarif vom 2. Inli 1876. Der Minister des Inner» beabscht^ d: T '^ ^^
Punkten zn ander», »»d hat ei»en Entwnrf zn emen» "euen Tan e n > ^ ^. ^
Anlage ^ ist der jetzige Tarif sonne der Eutwur des H,h/der in den
Begründung zn den neuen Tariffeftsetzungeuund emer ^wey "g ^^^ I„dividual-Ver-
Gemeindekrankenhänsern in den einzelnen «HrM.
pflegungskosteu (nach dem Durchschnittder ^ahrc ^ ^ ^ 35 des Ausfuhruugsgcsetzes zu>u

Zur Aenderung des bisherigen Tarifs bedar es M Z ^ ^^^ ^ ^^,,^.^^ ^^
Untersti>tz»»gswoh»sitzgesetzder Anhöruug der P'2" "s V ;nziallandtagesvorlegenzn wollen,
ersucht, ihn, bis zn». 5. April ds. Is. eine Aeußerung ^s A "nzm

Zn den. vorliegendenEntwurf ist folgendeszu bemeUe> ^^ ^^ ,,^^.^^,
Der bisherige Tarif bezieht steh nnr "U ^ ^ "^

«ehandlnng v°» erkrm.kte» oder arbeitsnnfähigenH^edn f g '' M < er ,^^^ ^„ ,„h,
Der Entwnrf des neuen Tarifs bringt - - "^seh vo em .

»ebensachlicherBedeutung - eine Aenderuug des letzrgen ^"ft "l" ) ^ ^^ Servisklasse.
1 Die Beseitignng der verschiedenenAbstn uug .''^7' «„gehört;

dem der Ort. dessen Armenverban .e Utter^'W ^ „„er 14 Jahren.
2. die Festsetzung eines Tarifsatzes auch für die Verpflegung 4-

nnd zwar auf 60 Pfg. tägkch; ^ I^„ von 60 bezw.
3. die Erhöhnng des Tarifsatzes für Per °neu von 14

80 Pfg. täglich je uach der ServMasse auf 90 Pfg,,
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4. die Festsetzung eines Tarifsatzes für die Beerdigung eines Hilfsbedürftige» auf 30 Mark,
bezw. 15 Mark (bei Personen unter 14 Jahren).

Zu 1. Die Beseitigung der Unterscheidung von Servisklassen hat keine Bedenken. Biete
kleinere Ortsarmeuverbäude der bisherigen 3.-5. Servisklasse sehen sich in Ermanglung eines
ländlichenKrankenhauses veranlaßt, ihre Kranken in städtischenKrankenanstalten unterzubringen.
Hier haben sie den hohen, die allgemeinen Verwaltungskostenin sich schließenden Pflegesatz — häufig
3 Mark täglich und mehr — zu zahlen, den auch die städtischenArmenverwaltungen für ihre
hilfsbedürftigenKranken an die Anstalten zu zahleu haben. Für die kleinen Ortsarmenverbände
aber, denen eigene Krankenhäuseroder ländliche Privatanstalteu zur Unterbringung ihrer Kranken
zur Verfügung stehen, belaufen sich namentlich- die Aufwendungenfür Beköstigung, Medikamente
und besonderenKuraufwand in sich schließenden Individualkusten — also die erstattungsfähigen
Kosten — hänsig ebenso hoch, wie die Individualkosten in städtischen Anstalten. Wenn auch die
Preise einzelnerLebensmittel — namentlichdie für landwirtschaftliche Produkte — in kleinen Orten
häusig geringer sind, als in den Städten, so sind dagegen andere Waren zur Zubereitung der Be¬
köstigung in der Stadt billiger zu haben. Im allgemeinen besteht ein grußer Unterschiedder In-
dividualloftennicht, sondern nur die — nicht erstattungsfähigen— allgemeinenVerwaltungskosten
find aus begreiflichen Gründen in den Städten viel höher als in den läudlicheuAnstalten.

Zu 2. Die Festsetzung eines Tarifsatzes für die Verpflegungvon Personen nnter 14 Jahren
erscheint zur Vermeidungvon Schreibwerk, komplizierten Berechnungen und Prozessen erwünscht. Gegen
die Höhe — 60 Pfg. täglich — ^/n des Tarifsatzes für Erwachsene— ist nichts einzuwenden.

Zu 3. Auch die Erhöhung des Tarifsatzes für Verpflegungvon Personen über 14 Jahren
auf 90 Pfg. täglich scheint gerechtfertigt. Bisher bestehen schon in einzelnen kleineren Bundes^
staaten höhere Tarifsätze wie in Preußen. In Sachsen beträgt der Tarifsatz für Verpflegung und
ärztliche Behandlung — ohne Unterscheidungvon Servisklassen — 1 Mark täglich; in Baden
I Mark 30 Pfg. täglich; in Württemberg 1 Mark 40 Pfg. und im Großherzugtum Heffen sogar
l Mark 50 Pfg. täglich. Diese Sätze sind auch in Pflegefällen vom Rheinischen Landarmenver¬
band den Armenverbandender genannten Nundesftaaten erstattet worden.

Es läßt sich nicht verkennen, daß die Preise der Lebensmittel seit 1876 allgemein eine
beträchtliche Steigerung erfahren haben. Da nach der als Anlage des Entwurfs des neuen Tarifs
abgedruckten Nachweisuugau Beköstigungin 64 Anstalten der Rheinvruviuz durchschnittlichtäglich
1 Mark 2 Pfg. aufgewendetwurden find, bleibt der neue Tarifsatz noch uuter dem Durchschnittssatz
der Beköstigungskosten in der Rheinprovinz.

Zu 4. Die Einführung einer tarifmäßigen Festsetzung der BeerdigungskostenHilfs¬
bedürftiger unterliegt zwar rechtlichen Bedenken. Nach § 30 Abs. 4 des Reichsgcsetzes über den
Unterstützungswohnsitzkann nämlich ein Tarif aufgestellt werden für solche bei der öffentlichen
Unterstützunghäufiger vorkommendenAufwendungen,deren täglicher oder wöchentlicher Betrag sich
in Pauschqulluten feststellen läßt. (g. B. Verpflegungssätzein Kranken- oder Armenhäusern.) An
dieser gesetzlichen Voraussetzungdürfte es bei den Beerdigungskostenmangeln. Wenn jedoch der
Minister des Innern gegen die Pauschcilisierungkeine Bedenkenhat, so ist sie im Interesse eines
vereinfachtenAbrechnungsverfahrensnur zu begrüßen. Uebrigens bestehen Tarifsätze für Beerdi¬
gungskosten auch schon in einigen kleineren Bundesstaatcn, z. B. dem Königreich Sachsen, in
Sachsen-Weimar, Schwarzburg-Rudolstcidtund in Reuß. Die vorgeschlagenenTarifsätze für die
Beerdigung entsprechen den vom Rheinischen Landarmenverband im allgemeinengezahltenBetragen.

Demnach wird dem Entwurf eines neuen Tarifs der von den preußischen Armenverbanden
zu erstattenden Armcnpflcgekosten grundsätzlich zuzustimmensein.
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II. Tarifsätze für die außerordentlicheArmenpflege auf Orund des Oesetzes
vom 11. Juli 1891.

Ebenso wie auf dem Gebiete der ordentlichen Armenpflegerichtet sich auch bei der außer¬
ordentliche» Armenpfleged. h. bei der Verpflegungder Geisteskranken,Idioten, Epileptiker, Taub¬
stummennnd Blinden, die Kosteuerstattnngnach festen Tarifsätzen. Nach § 31«, des Preußischen
Ausführungsgesetzes vom 8. März 1871 in der Fassung des Gesetzes vom 11. Juli 1891 hat der die
Fürsorge für die genannten Kranken ausübende Landarmeuverband die allgemeinenVerwaltuugs-
kosten der Anstalten und die Beerdigungskostenselbst zu tragen. Dagegen kann er Erstattung der
sonstigen Kosten d. i. also der sogenannten Individual- oder Spezialkosteu vuu dem endgültig
fürsorgepflichtigen Ortsarmenvcrband verlangen.

Der Tarif über die Höhe der hiernach zu erstattende!! Kosten wird in einem vom
Provinziallandtage festzusetzenden Reglement, das der Genehmigung der zuständigen Minister
unterliegt, bestimmt.

Für die Rheinprovinz gilt zurzeit das „Reglement über die Aufnahme uud Entlassuug
der der Fürsorge des Rheinischen Pruvinzial- (und Landarmen»)Verbandes anheimfallendenGeistes¬
kranken, Idioten, Epileptischen,Taubstummen und Blinden in und aus öffentlichen und private«
Anstalten, sowie über die Einrichtung, Leitung und Beaufsichtigungder RheinischenProvinzial-
<5 's ^ «,« .. ,. ?. Febrnar 1899 . <^ „ 13. März 1907 «, .
Heil, und Pflegeanstalten vom '^MoHIr^W' "' ^r Fassung vom ^U^il 1907^' ^
§ 18 dieses Reglements sind die von dem verpflichteten Armcnverbaud dem Landarmenverbandzu
erstattendenSpezialvflegetostenfür Person und Tag auf 0,93 Mk. festgesetzt. Bei Festsetzung der
Höhe der Spezialpflegekustenauf dem Gebiete der außerordeutlicheuArmenpflegehat der Provin-
zialverband sich bisher im wesentlichen gerichtetnach der Höhe der durch Miuisterialtarif festgesetzten
Spezialpflegckostenauf dem Gebiete der ordentlichen Armenpflege, und zwar kam in Betracht der
Betrag, der nach dem genannten Tarif zu zahle» war für die Verpflegung und ärztliche Behandlung
hilfsbedürftiger Personen in Krankenhäusern. Dieser Satz betrug bisher 80 Pfg. bezw. 1 Mark
Pro Tag, je nachdem der unterstützende Armcuverbandein Ort der 3. bis 5. Servisklasfe oder der
1. und 2. Servisklasfe war. Dem entsprechend waren durch den 40. Provinziallandtag im Jahre
189? die Spezialkosteufür die Unterbringung Geisteskranker ?c. auf den Betrag vuu 90 Pfg, also
auf deu Durchschnittzwischen 80 Pfg. und 1 Mark festgesetztworden.

Im Jahre 1906 erfolgte durch den 46. Provinziallandtag mit Rücksicht auf die allgemeine
Preissteigerung eine Erhöhung der Sätze auf 93 Pfg.; dies rechtfertigtesich um fo mehr, da auch
der Tarifsatz der ordentlichen Armenpflege in Wirklichkeit mehr als 0,90 Mark im Durchschnitt
betragt, weil nämlich zumal mit Rücksichtauf die inzwischen erfolgte Aenderung in der Servis-
klasfeneinteilungdie Orte der 1. und 2. Servisklaffc mit dem Satze von 1,00 Mark für Erstattung
weit häufiger in Frage kommen als die der 3. bis 5. Servisklasfemit dem Satze von 0,80 Mark.

Wenn auch damals schon mit Rücksicht auf die gestiegenen Selbstkosten eine weitere Er¬
höhung des Tarifsatzes für die Verpflegung Geisteskranker usw. durchaus augemessen gewesen wäre,
so erschien dieselbe doch wegen der noch bestehendengeringerenSätze des Ministerialtarifs ans dem
Gebiete der ordentlichen Armenpflege nicht angängig. Nunmehr ist aber durch den neuen Ministerialtarif
beabsichtigt, die Krankenhauspflegekosten für Personen über 14 Jahren auf 904-20 Pfg., alfo auf
1.10 Mark und für Personen unter 14 Iahreu auf 60-4-20 Pfg„ alfo auf 80 Pfg. pro Kopf
und Tag festzusetzen,ohne Rücksicht auf die Servisklaffc des betreffendenOrtes. Für den Fall
daß, wie wohl mit Sicherheit angenommen weiden kann, diefe Aenderungen vom 1. April 1911

8«
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an in Kraft treten, erscheintes angemessen, von diesem Zeitpunkt ab auch die Sätze des Tarifs
für die außerordentlicheArmenpflegedurch Reglementsänderung entsprechend zu erhöhen.

Die Unterscheidungzwischen Personen unter 14 Jahren und solchen über 14 Jahren
erschein! aber für das Gebiet der außerordentlichenArmenpflegenicht berechtigt,wie wir sie bisher
auch in unserem Reglement nicht gehabt haben. Die Personen unter 14 Jahren, die hier als
idiotc oder epileptische Kinder in Frage kommen, erfordern nämlich nicht geringere Aufwendungen
als die Personen über 14 Jahren; denn sie sind entwederbildungsfähig, dann sind die Unterrichts-
kosten verhältnismäßig sehr hoch, oder sie sind bildungsunfähig, dann erfordern sie hohe Auf¬
wendungen für Verpflegung, Bekleidung und Wäsche, infolge der dann meist vorhandenen völligen
Hilflosigkeit und Unreinlichkeit, Die geringere Bemessung des Tarifsatzes für Kinder unter
14 Jahren in der ordentlichenArmenpflege kann aber doch dadurch auch im Tarifsatze für die
außerordentlicheArmenpflegezur Geltung gebrachtwerden, daß dieser Satz nicht entsprechend dem
ordentlichenTarif auf 1,10 Mark sondcru allgemein nur auf 1,05 Mark pro Person und Tag
bemessen wird.

Bei dem engen Zusammenhang, der, wie ausgeführt, zwischendem vom Minister des
Innern festzusetzendenTarif für die ordentlicheArmenpflege und dem vom Pruvinziallandtag mit
Genehmigung dcb Ministers des Innern festzusetzendenTarif für die außerordentlicheArmenpflege
besteht, erscheint es geboten, in dem Beschlußdes Provinziallandtagcs zum Ausdruck zu bringen,
daß die oben erwähnte neue Festsetzungdes Tarifs für die außerordentlicheArmenpflege vom
1. April 1911 ab nur dann in Kraft tritt, wenn zugleich die in Abschnitt I dieser Vorlage
besprochene Neuordnung der Tarifsätze für die ordentlicheArmenpflege in den hier maßgebenden
Punkten in Kraft tritt.

Der Provinzialausschußbeehrt sich daher zu beantragen:
„Der Provinziallandtng wolle beschließen:

I. Der Provinziallandtag erklärt sich mit dem vom Minnister des Innern übermittelten
Entwurf eines neuen Tarifs der von den preußischen Armcnvcrbändcuzu erstattenden
Armenpflegekosten einverstanden,

ll. Für den Fall des Inkrafttretens dieses Entwurfs vom 1. April 1911 ab erhält
§ 16, Absatz I des Reglements über die Aufnahme und Entlassung der der Für¬
sorge des RheinischenPruvinzial- (und Landarmen-) Verbandes anheimfallenden
Geisteskranken, Idioten, Epileptiker, Taubstummen und Blinden in und aus
öffentlichen und privaten Anstalten, sowie über die Einrichtung, Leitung und Beauf¬

sichtigung der Rheinischen Provinzial-Hcil- und Pflegecmstalteu vom-^ Ab^cn 18994. Oktober 1899

in der Fassnng vom ^'-A^^^ folgenden Wortlaut:
„Für sämtlicheim Wege der öffentlichen Armenpflegeauf Grund dieses Regle¬
ments zn unterhaltenden Kranken betragen die von dem verpflichtetenAnnen-
vcrbande dem Landarmeuverbnndczu erstattenden (sogen. Speziell-) Wegekosten
für Person und Tag 1,05 Malt, für die den Bewahrungchäusern übcrwicsencn
Kranken jedoch für Person und Tag 1 Mark 50 Pf." "

Düsseldorf, den 5. März 1910.

Der Provinzialausschuß:
O. Graf Neissel von Gymnich, Dr. von Renvers,

Voisitzenber. Landeshauptmann.
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Jetziger Uarif
°er von den preußischenArmenverbändeu zn er¬
stattenden Armenpflegekosten.(Vom 2. Juli 1876.)

Auf Gnmd des ß 30 des Bundesgesetzcs iiber
de» Unterstlltzungslvohnsitzvom 6. Iuui 1870
(N. G. Bl. S. 360 ff.) und des § 35 des Ans-
fuhrungsgesetzes vom 8. März 1871 (G. S. S.
1^0 ff.) wird hierdurch nach Anhörung der Pro-
vinzialvertretuugeu(Kommuuallandtage) folgendes
bestimmt:

1. Der Tarifsatz, mit welchem die für die
Verpflegungeines erkrankten oder arbeitsunfähigen
Hilfsbedürftigen im Alter von 14 und mehr Jahren
entstandenen Kosten eine», preußischenArmenver¬
bande von einem anderen preußischenArmenver-
bände zu erstatte,! sind, beträgt für jedcu Tag
d« Verpflegung:

«l. für die in der ServisklaffeneinteilungBeilage
Litt,, d des Gesetzes vom 25. Iuui 1868,
betreffend die Quarticrleistnng für die be¬
waffnete Macht wahrend des Friedeuszu»
standes (B. G. Bl. S. 544 ff)') in der
dritten bis füufteu Klasse aufgeführten Ort¬
schaften 60 Pfennige.

^) Für die den höhreu Servisklafseu angc-
hörenden Ortschaften 80 Pfennige.
Nicht hierunter begriffen und besonders zu

berechnen sind die unter 2 erwähnten Kosten, su-
""c die Kosten für gelieferteKleidungsstücke.

2. Der Tarifsatz,der für notwendiggewordene
"rztliche oder wnndärztlicheBehandlung uud Ver¬
legung der zn 1 gedachten Persuucu einem
preußischen Armenverbaudc von einem anderen
preußischen Armenverbandezu erstattende!! Kosten
^trägt, mit Einschluß der Kosten der dem Hilfs¬
bedürftigen gereichten Arzneien, Heilmittel :c.. für
^n Tag und für alle Ortschaften gleichmäßig20
Pfennige, vorbehaltlichgleichwohl einer besonderen
Berechnung und Liquidierung erheblicher außer-

') Seit 1. April 189? Beilage III des Gesetzes,
"°'N 28. IM 1887 (R. G. Bl. S. 619).

Entwurf.
Anlage H.

Neuer Paris
der von den preußische»! Armenverbändeuzu er¬
stattenden Armeupflegekostcu.

Auf Gruud des ß 30 des Gesetzes über den
Uuterstützungswohusitz vom

6. J uni 18 70 (Buudcsges.Bl. S. 360 ff.)
'30. Mai 1908 (Reichsges. Bl. S. 377 ff.)

uud des § 35 des Ausführuugsgefetzcs vom 8. März
1871 (Gesctzsamml.S. 130 ff.) wird hierdurch
uach Anhörung der Pruviuzialvcrtretungcn (Kum-
munallaudtage) fulgcudcsbestimmt!

1. Der Tariffatz, mit dem die für die Ver-
pfleguug ciues erkrankten oder arbeitsunfähigen
Hilfsbedürftigen entstandenen Kosten eine»! preußi¬
schen Armenverbande von eiucm anderen preußische!!
Armeuverbaudezu erstatten sind, beträgt für jedcu
Tag der Verpflegung

a) für Personen im Alter von 14 nnd mehr
Jahren W Pfennig,

d) für Personen, die das Alter von 14 Jahren
noch nicht erreicht haben, 60 Pfennige.

Nicht hierunter begriffen uud besonders zu
berechne!! sind die unter 2 erwähntenKosten sowie
die Kosten für gelieferte Kleidungsstücke.

2. Der Tarifsatz, der für notwendig gewordene
ärztliche oder wnndärztlicheBehandlung und Ver¬
pflegung der zu 1 gedachten Personen eine»!
preußischen Armcuverbnndc von einem andern
preußischen Armenverbandezu erstattende»Äustcu
mit Einschlußder Kosten der dem Hilfsbedürftigen
gereichten Arzneien, Heilmittel pp. beträgt für
den Tag gleichmäßig 20 Pfennige. Eine darüber
hinausgehende besondere Berechnung uud Liqui¬
dierung erheblicher außerordentlicher Mehrauf-

betr. den Serviswrif und die Klassenemteiluua, der Orte,

36'
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ordentlicher Mehraufwendungen, welche in Ver-
wunduugsfälleu oder bei schweren oder ansteckenden
Krankheiten notwendig geworden sind.

3. Der Tag, an welchen» die Verpflegung
bcgouueuhat, wird mit dem Tage, an welche!«
dieselbe beendigt wurden ist, zusammen als ein
Tag berechnet.

4. Die obigen Tarifsätze kommen gleichmäßig
zur Anwendung, die Verpflegung mag innerhalb
oder außerhalb eines Kranken- oder Armenhauses
bewirkt wurden sein.

5. Alle uuter die Bestimmung«!!zu 1 und
2 nicht zu begreifendenVerwendnugeu sind be¬
sonders zu berechnen; dies gilt namentlich cmch
rücksichtlich der Kosten der Verpflegung solcher
Personen, welche das Alter von 14 Jahren nuch
nicht erreicht haben uder nicht vollständigarbeits¬
unfähig find.

N. Die gegenwärtigen Bestimmungen, deren
Revision vorbehalten bleibt, treten mit dein 1,
September d. Is. in Kraft; mit demselben Tage
tritt der Tarif vom 21. August 1871 uebst der
Bekanntmachung vom 3. Juli 1872 außer Geltuug
(Min. Bl. d. i. V. S. 259 Nr. 230).

wcudnugcnist iu Fälleu uuu Verwundungenoder
schweren uder ansteckende» Krankheiten zulässig;
jedoch dülfcn für besondere ärztliche Ver¬
richtungen,z. B. für Operationen, Kosten höchstens
bis zu den in der Gebührenordnung für appro¬
bierte Aerzte und Zahnärzte vom 15. Mai 1896
(Min.-Bl. f. d. i. Verw. S. 105) unter Nr. U
festgesetzten Mindestsätzenberechnetwerden. Un¬
abhängig hiervon können die Kosten für not¬
wendig gewordene künstliche Gliedmaßen, teuere
Bandagen und Apparate znm Sclbsttostcupreise
in Rechnung gestellt werden.

3. Der Tag, au dem die Verpflegung be¬
gönne» hat, wird mit dem Tage, au den» fie be-
endet worden ist, zusammenals ciu Tag berechnet.

4. Die obigen Tariffätze kommen gleichmäßig
znr Anwendung, die Verpflegnng mag innerhalb
oder außerhalb eiucs Krauten- uder Armenhauses
bewirkt wurde» sein.

5. Der Tarifsatz, mit dem die für die Be¬
erdigung eines Hilfsbedürftigen entstandenenKo¬
sten einem preußischenArmcnuerbande von einem
anderen preußischenArmcnverbande zu erstatten
sind, beträgt

a) für Personen im Alter von 14 und inehl
Jahren 30 Mark,

l>) für Personen, die das Alter von 14 Jahre»
noch nicht erreicht haben, 15 Mark.

6. Alle unter die Bestimmniigcnzu l, 2 M'b
5 nicht zu begreifendenVerwendungen find b»
suuders zu berechnen, dies gilt namentlich nuch
rücksichtlichder Kosten der Verpflegung nud ärzt>
lichcu Behandlung solcher Personen, die nicht völlig
erwerbsunfähig sind.

Als Höchstsatz dieser besonderen Berechn«»«
gelten für nicht völlig erwerbsunfähige Personen
die Tarifsätze unter 1 und 2.

7. Die gegenwärtigenBestimmungen, deren
Nachprüfungund audcrweite Festsetzung vorbehalten
bleibt, treten mit den, 1. April 1!»11 iu Kraft;
mit demselben Tage tritt der Tarif vom 2. Iull
1876 (Min. Bl. S. 259) außer Geltuug.
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Zu Anlage ^.

Begründung zu den neuen Tariffestsetzungen.

5u Nr. 1. Die bisherigen Tarifsätze mit 80 Pfg, für die Orte der Servisklassen^,
I und II und mit 00 Pfg, sin die Orte der Servisklassen III uud IV erscheinen mcht mehr
voll ausreichend, um die e.ftattungspflichtigenIndividual-Verpfleguugskosteuzu decken. Nach der
anliegenden Nachweisnug haben sie in den Jahren 190« bis 1908 m der gesamtenMonarch.^
durchschnittlich 87 Mark 09 Pfg. für den Kopf und den Tag betrage.. Es erschemt da er angemess M
den Tarifsatz auf diefen Betrage nach oben abgerundet auf 90 Pfg. festzusetzen und zwa m.t«
Wegfall der bisherigen Uuterscheiduuguach Ortsklassengleichmäßig für d.e Monarch^ D.es w.rd
nich? nur von der Mehrzahl der zur Sache gehörte« Provinzialbehörden ,m H'«« °« ^ M'
gemeine Steigernug der Preise für Lebeusmittel empfohlen,sondern eM"" °"
weil größere Orte leicht durch besondere Abmachungen.Großeinkaufund Großbetrieb den Emhe.ssatz
billig^aw7könmn ^'kleinere Gemeindm, uud weil gerade die Lebensmittelpre.sestch häuftg
in kleineren Orte» nicht niedriger stellen, als ,n größeren. ^«,«„^s„„« ,i„,s

Dazu kommt, daß die Mehrzahl der ländlichenOrtsarmenverbande '« Crmangelmg m.
ländlichenKrM oder hinreichenderPlätze in demselbengenötigt .st, ^e m "^
Anstalt... unterzubriu eu. wo sie hohe, die Tarifsätze «b«ste.g«.de Pflegegeld« ^^^^^^^^^^^

Ferner ist für die Verpflegung hilfsbedürftiger Personen, d.e das Alter von 14 ^a ren
noch nicht erreicht haben, ein neuer Tarifsatz eingeführt wordeu ^ mrd h.er u ch ^ M
wu komplizierte..Berechnuugen uud Schreibarbeit erspart werden D.e stch fast «« en.e.n zu
gunsteu olcher Festsetzung aussprechendenGutachter schlagen tells feste Betrage von 40 P .
bis zu 60 Pfg.. teils die Hälfte bis zu drei Vierteilen des
Die Bemessung auf zwei Dritteile des Satzes für Erwachsene, also auf o0 Pfg. für den Tag,

^ °°Z«?2 ^37.5l0^ststge^ Tarifbetrag für ärztlich und wuud-
ärztliche se audluug eü chließlichder Arzne. nnd Heilmittelkoste.,̂ ke.n« ««uwg.^
nach der anliegenden Nachweisung diese Kosten sich in der gesamten
nur 17 Mark 89 Pfg. belaufen Laben und mit dem nach oben abgerundeten Satze von 20 psg.

^ "° ^ 3^ d«'Behaudluug von Verwundung«, oder schwerer oder anstecken.«
Krankheiten soll wie bisher die Berechnung "^ordentlich«
Doch ollen - um Streitigkeit«, zu vermeiden uud die Ausgle.chuugmo l.chst z verengn
für be ondere ärztliche Verrichtuugen z. B. bei Operationen Forderuugeu "" b's « Höl)e
unter Nr. II der Gebührenordnung fiir Aerzte im Königreiche Preuß«. vom 15. Mm
gegebenen Mindestsätzezulässigsein. «, ^ „.. „>,„ besondereApparate sind

Die Kosten für künstlicheGliedmaßen, teuere Bandagen oder besonoere ^
zum Selbstkostenpreiseerstaltungsfühig gemacht wordeu Entlassung als eines

^ Nr. 3. An der Berechnn..«, des Tages der Aufnahme und der ""a"ung
znsammeugefaßteüTages ist festgehalten worden, weil die Aufnahme m der Regel n.cht vor dem
ersten Frühstück, die Entlassung aber gleich nach diesem stattfindet.
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Zu Nr, 4. Auch die Bestimmung, daß unabhängig von der Behandlung innerhalb oder
außerhalb eines Kranken- oder Armenhauses gleichmäßigeTarifsätze angewendetwerden, ist zur
Vermeidung von Streitigkeiten unverändert geblieben.

Eine Erstattung solcher Aufwendungen vorzuschreiben,welche für die Entsendung von
Hilfsbedürftigen in Badeorte lc. behufs Durchführung von Badekuren erwachsen, erscheintnicht
erforderlich, weil es im allgemeinennicht Sache des vorläufig unterstützendenArmenverbandes ist,
länger dauernde Badekuren zu verordnen, und weil, wenn es gleichwohl uotwendig werden sollte,
die Nr. 2 des Tarifs die Liquidierung erheblicher außerordentlicherMehraufwendungenbei schweren
Krankheiten usw. zuläßt.

Zu Nr. 5. Zur Vereinfachungdes Erstattuugsuerfahrens und zur Vermeidung von Aus-
eiuandersetzuugeuund Prozessen ist auch für die Kosten der Beerdigung ein Tarifsatz eingeführt
worden.

Nach den hierher gelangten Kostenangaben ist ein Satz von 30 Mark für Erwachsene
und von 15 Mark für Kinder unter 14 Jahren angemesfen.

Zu Nr. tt. Die Bestimmung unter Nr. 5 des bisherigen Tarifs muß infofern eine
Aenderung erfahren, als nunmehr auch für Personen, die das 14. Lebensjahr noch nicht erreicht
haben, ein Tarifsatz eingeführt worden ist.

Für Personen, die nicht völlig erwerbsunfähig sind, sollen zwar nach wie vor die tatsäch¬
lichen Verpflegungskostenberechnet werden, indessenkeinesfalls zu höheren Beträgen als tarifmäßig
für völlig erwerbsunfähigezur Erstattung liquidiert werden dürfen.

Zu Nr. ?. Die Provinzialvertretungen (Kommunallandtage) können zwar bis Ende
April 19l0 zu den neuen Festsetzungen Stellung genommenhaben, es wird aber die Einführung
des neueu Tarifs zweckmäßig erst zum 1. April 1911 zu erfolgen haben, weil die Erhöhung der
Sätze bei Aufstellungder kommunalenEtats für 1910 nicht mehr berücksichtigt werden kann.

Eine neue Prüfung (etwa von 10 zu 10 Iahreu) bleibt vorbehalten, ebenso die Anregung,
daß in den außerpreußischen Gebieten des Reichs möglichst gleiche Erstattungssätzeund Grundsätze
eingeführt werden möchten,damit sich solche im Verkehre zwischen den Armenverbändenverschiedener
Bundesstaaten einbürgern.
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Zu Anlage ^.

Nachweisung
über die Höhe der in den Gemeiudetrantenhiiusern in den einzelnen Provinzen der
Monarchie aufgewendetenIndividualvervflcgungslosten (nach dem Durchschnittder Jahre

1906—1908).

Lfde.
Nr.

l
2

'!
l>
6
?

10
l!

13
«1

Name der Provinz

Ostpreußen ........
Westpreußen ........
Berlin..........
Brandenburg ........
Pommern .........
Posen ..........
Schlesien .........
Sachsen ........ .
Schleswig-Holstein ......
Hannover .........
Westfalen .........
Hessen-Nassau.......
Rheinprovinz ........
Sigmaringen ........

Durchschnittfür die Monarchie

Anzahl der
bei der Be¬
rechnungbe¬
rücksichtigten

Anstalten

,!
^1

f.
s.^
'!«
,"!:!

105
59
.'!!
1l,

560

Durchschnittlich sind täglich aufge¬
wendet für

Beköstigung

71,i?

94,°0
92,»«
82,38
7?,»»
72,2«
89,18
95,?.
99,2»
95,<i
05,9?
02,»2
86,33

8?,u«

Arznei

15,80
14,88
10,18
18,» 8
15,81

30,K°
14,n
15,2 0
21,45
19,11
17,82

14,90
20,«
09,0 0

17,3
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